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EXECUTIVE SUMMARY 
Ziel der Studie 

Im internationalen Vergleich zeigen sich in Österreich ein dichter und restriktiver Normenbestand und eine hohe 

Bürokratiekostenbelastung. Bürokratiekosten der Unternehmen betragen aktuell etwa 20 Mrd. Euro. Vor diesem 

Hintergrund schätzt diese Studie positive Wohlstandseffekte, die mit einer Verringerung der Bürokratiebelastung 

einhergehen. Ziel der Studie ist die Identifikation von Optionen und Erfordernissen einer Bürokratie- und Regulie

rungsreform, die solche Wohlstandseffekte auslösen kann.  

Wohlstandseffekte von Regulierung und Bürokratie 

Bürokratiekosten sind nicht gleichzusetzen mit makroökonomischen Effekten von Regulierung und Bürokratie. Die 

Wohlstandseffekte ergeben sich als Trade-off zwischen der Korrektur von Marktversagen und den überschießenden 

Kosten regulatorischer Eingriffe. Positiven Effekten stehen also mögliche negative Wirkungen gegenüber. Etwa kön

nen unerwünschte und dysfunktionale Markteintrittsbarrieren und Innovationshemmnisse zu weniger produktiven 

Prozessen und Tätigkeiten führen. Im Rahmen dieser Studie zeigt sich für Österreich, dass die Kosten der Bürokratie 

ihren Nutzen übersteigen und dass das effiziente Niveau an Bürokratie bereits überschritten ist.  

Anhand einer Vielzahl von Regulierungsindikatoren werden im Rahmen dieser Studie die makroökonomischen Ef

fekte von Regulierung und Bürokratie auf BIP-Wachstum, Produktivitätswachstum und die Investitionsquote ermit

telt. Auf dieser Grundlage werden die volkswirtschaftlichen Effekte zweier Szenarien von Deregulierung und Entbü

rokratisierung berechnet. Dabei wird im ehrgeizigeren Szenario 1 eine Verringerung der Regulierungslast auf das 

Niveau der Niederlande über einen Reformzeitraum ab 2027 und bis 2032 modelliert. Dies würde nach Zielerrei

chung im Jahr 2032 ein zusätzliches BIP von etwa 20 Mrd. Euro zur Folge haben. Im moderateren Szenario 2 wird 

über denselben Reformzeitraum die Verringerung der Bürokratiekosten auf das Niveau der Schweiz modelliert. Hier 

ergibt sich nach Zielerreichung 2032 ein zusätzliches BIP von etwa 6 Mrd. Euro Dieses Ergebnis zeigt, dass schon 

eine moderate Entlastung substanzielle Effekte auf das Wirtschaftswachstum ergibt. 

Maßgeblich für die Realisierung dieser Effekte ist die Aktivierung der für die beiden Szenarien relevanten Auslöser, 

sprich den Wirkungsindikatoren, die für die Szenarien herangezogen werden. Das Szenario 1 basiert auf Regulie

rungslast im Konzept des EFW-Index. Maßgeblich ist hier die Verringerung der Regulierungslast der Unternehmen 



 

bzw. konkreter der Regulierungslast, die von ihren Vertreterinnen/Vertretern insbesondere im Kontext von Geneh

migungen, Auflagen, Berichtspflichten wahrgenommen wird. Als Referenzpunkt wird das Niveau der Niederlande 

herangezogen. Das Szenario 2 basiert auf den Bürokratiekosten, wieder im Konzept des EFW-Index. Maßgeblich ist 

hier das monetär bewertete Kostenrisiko aus Bürokratie auf Grundlage von „Regulatory Burden Risk Ratings“. Die 

Wirkung ergibt sich aus einer Verringerung dieser Kosten zum Vergleichsniveau der Schweiz. Dies unterstreicht die 

Bedeutung von Entbürokratisierung und Deregulierung als Determinante für Wohlstand, Wachstum und Wettbe

werbsfähigkeit. 

Bedeutung von Leitlinien einer Regulierungs- und Bürokratiereform 

Die Ergebnisse der statistischen Analyse und der modellierten Szenarien unterstreichen die volkswirtschaftliche Be

deutung einer Deregulierung. Es stellt sich dabei aber inhaltlich die Frage, wie die Stellhebel einer Verringerung von 

Regulierungslast und Bürokratiekosten erreichbar sind. Hierfür erarbeitet diese Studie aufbauend auf Meldungen 

von Bürgerinnen/Bürgern im Rahmen der vom Staatssekretär für Deregulierung eingerichteten Plattform SEDA so

wie von EcoAustria durchgeführten Experten/Expertinnen-Interviews Leitlinien zur Deregulierung und Entbürokra

tisierung. 

Textanalyse von Meldungen in SEDA 

Rund 4.700 Meldungen von Bürgerinnen/Bürgern und Vertreterinnen/Vertretern der Unternehmen sind im Rahmen 

des SEDA-Prozesses bis März 2026 eingegangen. Während diese Meldungen aufgrund von Selektionseffekten kein 

repräsentatives Bild der Bürokratiebelastung darstellen, ermöglichen die Meldungen ein umfassendes und insbe

sondere induktives Bild möglicher Stellschrauben. Das Verfahren identifiziert jene inhaltlichen Strukturen, die in den 

Meldungen tatsächlich vorhanden sind, ohne dass wir vorab eine Erwartungshaltung über die Themenstruktur in 

das Modell eintragen. Die Meldungen wurden im Rahmen dieser Studie mittels Machine Learning-Methoden aus

gewertet und in inhaltliche Cluster gruppiert. Hier ergeben sich neun thematische Cluster: 

- Cluster 1 Bau & Wohnraum 

- Cluster 2 KFZ & Verkehrsrecht 

- Cluster 3 Steuerrecht 

- Cluster 4 Digitalisierung & E-Government 

- Cluster 5 Arbeit & Soziales 

- Cluster 6 Politische Strukturen 

- Cluster 7 Gesundheitsversorgung 

- Cluster 8 Unternehmens- & Gewerberegulierung 

- Cluster 9 Föderalismus & Kompetenzverteilung 

Die einzelnen Cluster und deren argumentative Struktur werden im Rahmen der Studie ausführlich beschrieben. Die 

Auswertung liefert ein reichhaltiges Bild über Kritikpunkte und empfundene Lasten von Bürokratie und Regulierung 

in den einzelnen Themenbereichen. Ganz allgemein zeigt sich: Im Fokus stehen dabei Verfahrensdauern, Unter

schiede der Regulatorik und Vollziehung, Berichts- und Erfüllungspflichten, mangelnde Verfahrensintegration, feh

lende und mangelhaft integrierte digitale Verfahren, fehlende Registerintegration, der Verhinderungsgrad von 



 

Regulierung, fehlende Automatisierung und Standardisierung, Doppelgleisigkeiten bei Förderungen, fehlende Le

bensnähe von Regulierung, und vieles mehr. Darüber hinaus verwenden wir im Rahmen dieser Studie Open Source 

Large Language Modelle (LLM), um konkrete, gemeldete Lösungsvorschläge zu extrahieren. 

Experten-Interviews 

Die oben definierten thematischen Cluster sowie die extrahierten Lösungsvorschläge von Bürgerinnen/Bürgern und 

Vertreterinnen/Vertretern der Unternehmen dienen wiederum als Basis von Leitlinien, die im Rahmen von Exper

ten/Expertinnen-Interviews strukturiert, kommentiert und validiert wurden. Konkret wurden Interviews in den maß

geblichen Bereichen Föderalismus und Verwaltungsstruktur, Unternehmens- und Gewerberecht sowie Vergaberecht 

durchgeführt. Zum Teil finden eine Kontrastierung und kritische Bewertung von Meldungen statt, zum Teil findet 

Differenzierung statt und zum Teil auch eine Bestätigung und Validierung von Ärgernissen und Frustrationen mit 

Bürokratie und Deregulierung. 

Entwicklung von Leitlinien einer Regulierungs- und Bürokratiereform 

Leitlinien ergeben sich als Synthese der verschiedenen Analyseteile, textanalytischen Auswertungen der Meldungen, 

Ergebnissen der statistischen Analyse und Szenarien und Ergebnissen des Experten/Expertinnen-Survey. Die Leitli

nien folgen einer Metastruktur in der Sequenz eines Regulierungs- und Vollziehungszyklus. Sie nehmen ihren An

fang bei einem weniger eingriffsintensiven Regelbestand, leiten weiter zu Verfahren, ihrer institutionellen und tech

nischen Ausgestaltung und enden bei Aspekten der Governance-Struktur und Governance-Kultur. Leitlinien sind 

nicht trennscharf abgrenzbar, vielmehr ergibt sich ein überlappender Aufbau. In der textlichen Ausführung der Leit

linien werden Instrumente und argumentative Referenzpunkte sowohl der Meldungen als auch der Experten/Exper

tinnen-Interviews ausgeführt. 

Bedarfsorientierter Regel- und Normenbestand: Regulatorik sollte stärker an Erforderlichkeit, Zweckmäßigkeit 

und Verhältnismäßigkeit ausgerichtet werden. Regulierung soll nur dort erfolgen, wo sie notwendig ist, und so aus

gestaltet werden, dass Eingriffe auf das erforderliche Maß beschränkt bleiben. Als strategische Instrumente ergeben 

sich Sunset-Klauseln, Regulatory Budget Limits, risikobasierte Regulierung, Bagatellgrenzen, periodische Evaluie

rung etc. 

Lebensnahe und effiziente Prozessführung: Die Anforderungen und Lasten von Verfahren müssen den Bedürf

nissen von Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen angepasst werden. Redundante Prüfungen, unnötige Nach

weise und komplexe Verfahrensschritte sollen reduziert sowie Verfahren beschleunigt und vereinfacht werden. Als 

strategische Instrumente ergeben sich Standardisierung/Digitalisierung von Verfahren, Wegfall mehrfacher, redun

danter Prüfungen, Checklisten statt Einzelfallbegründungen, Once-Only, Fast-Tracking, Genehmigungs- und Zustim

mungsfiktionen. 

Vereinfachung durch Verfahrensintegration: Es sollen institutionelle Schnittstellen für die Betroffenen möglichst 

unsichtbar werden. Verfahren unterschiedlicher Behörden sind stärker zu integrieren und entlang konkreter Lebens

lagen beziehungsweise unternehmerischer Anliegen zu organisieren. Strategische Instrumente sind One-Stop-Shop, 

Federführung, Verfahrenskonzentration und Prozessintegration, Lebenslagenorientierung.  



 

Verkürzung von bürokratischem Zeitaufwand: Es muss die Verkürzung von Bearbeitungs- und Verfahrenszeiten 

als eigenständiges Ziel verankert werden. Unmittelbare Steuerungsgröße ist Zeit. Verfahrensdauern verursachen 

direkte und indirekte Kosten. Parallelisierung, verbindliche Fristen und Genehmigungsfiktionen, Fast-Tracking, 

schwellenwertabhängige Verfahrensbeschleunigung können dazu beitragen, Zeitaufwand und Unsicherheit zu re

duzieren. 

Bereitstellung einer Digital-Government-Architektur: Eine belastbare und rechtssichere Architektur für Daten

bereitstellung und Digital-Government bildet die formale Grundlage für digitale Prozesse und Leistungen der öf

fentlichen Verwaltung, Registervernetzung, interoperable Systeme, Once-Only etc. Diese Architektur muss instituti

onelle, politische, operative Hemmnisse für Digitalisierung aus dem Weg räumen. Die technischen Voraussetzungen 

sind gegeben. 

Prozessvereinfachung durch Digitalisierung: Digitale Prozesse und Verfahren tragen zu einer schnellen, effizien

ten, responsiven und verlässlichen öffentlichen Verwaltung bei. Routineverfahren werden dadurch vereinfacht, Ent

scheidungen beschleunigt und Verwaltungsressourcen gezielter eingesetzt. Instrumente sind ADM und Entschei

dungsbäume, Standardfälle, RPA, Risiko-Scoring, KI-gestützte Vorprüfung, Registerintegration etc. Diese Elemente 

bauen auf der vorigen Leitlinie einer Digital-Government-Architektur auf.  

Meta- und Governance-Struktur: Die Sicherstellung eines weniger eingriffsintensiven Regelbestands und effizien

ter Verfahren muss durch Implementierung von Anreizen sichergestellt werden. Dabei sollten geeignete Gover

nance-Instrumente in der Verwaltungssteuerung verankert werden. Mögliche Instrumente sind Bürokratiekosten

messung und -begrenzung, Regulierungschecks, Regulatory Impact Assessment (RIA). Sie schaffen Transparenz und 

Anreize für effiziente Regulierung. 

Harmonisierung und Vereinheitlichung: Eine stärkere Harmonisierung kann Reibungsverluste abbauen und die 

Nachvollziehbarkeit staatlichen Handelns erhöhen. Es ergibt sich die Zielsetzung, Brüche, Inkonsistenzen und Wi

dersprüche aufzulösen. Sachlich nicht begründbare Unterschiede zwischen Regelungen, Verfahren und Vollzugspra

xen sollen möglichst reduziert werden. Instrumente sind materielle Harmonisierung, Vereinheitlichung von Verfah

ren und Verfahrenspraktiken, Fristen, Standards und Auflagen, Musterverfahren und gegenseitige Anerkennung etc. 

Implementierung einer Kultur bürgernaher Verwaltung: Bürgernähe, Nutzerorientierung und Verhältnismäßig

keit sollten als normatives Prinzip von Normensetzung und Vollziehung gelebt werden. Verwaltung und Regulierung 

sollen sich stärker an den tatsächlichen Lebenslagen orientieren und Belastungen für Bürgerinnen, Bürger und Un

ternehmen auf das notwendige Maß begrenzen. Instrumente sind Lebenslagenorientierung, Vertrauensprinzip, Self-

Service, Silent Compliance, User Experience Tests, Belastungsanalysen etc.  
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1 .  HINT ERGRUND UND STRU KTUR 

Österreich weist einen historischen Pfad für Verwaltungsreform und Bürokratiereform auf (Pitlik, 2017). 

Dabei sind Kontraste zwischen dem allgemeinen Verständnis und Konsens zur Notwendigkeit von Ver

waltungs- und Bürokratiereform und den Ergebnissen solcher Reformen feststellbar. Ergebnisse der Ver

fassungsreformen in Österreich bleiben häufig unter den Erwartungen. Substanzielle Reformschritte un

terbleiben, oder Prozesse stocken. Dabei sind die in maßgeblichen Politikfeldern der Verwaltungs- und 

Strukturreform sowie Regulierungsreform relevanten Policy-Netzwerke und ihre Zusammensetzung im 

verwaltungs- und regulierungspolitischen Prozess von Bedeutung. Im klassischen institutionellen Setting 

von Netzwerken müssen die zur Umsetzung von Reformen maßgeblichen Träger früh in Prozesse der 

Abstimmung von Reformen, ihre Materialisierung und letztlich auch die Umsetzung involviert werden. 

Damit sind Möglichkeiten und Grenzen von Bürokratie- und Verwaltungsreformen von politisch-institu

tionellen Restriktionen und Interessen bestimmt. Wenn die prozess- und entscheidungsrelevanten Ak

teure selbst in ihren Kompetenzen, Spielräumen und Perspektiven betroffen sind, prägen sich nicht nur 

Reformwiderstände aus, diese fließen in Form von Blockade und Veto direkt in den Reformprozess ein. 

Umgekehrt gilt: Die Entwicklung von Optionen von Reformen sowie ihre Umsetzung kommen ohne Ein

bindung maßgeblicher Akteure nicht aus. Die Folge ist eine Politikverflechtungsproblematik, bei der Re

formen an ihren eigenen Ansprüchen scheitern, sobald über abstrakte Ziele und Prämissen von Refor

men hinaus konkrete Schritte der Umsetzung vereinbart und implementiert werden sollen. 

Es ergeben sich zahlreiche historische Referenzen für das Muster an Pfadabhängigkeiten: Das Arbeits

übereinkommen der damaligen Regierungsparteien vom 17. Dezember 1990 enthält in der Beilage 21 

ein Konzept für eine Verwaltungsreform (Bundespressedienst, 1990, S. 86)1. Dabei verständigten sich die 

Koalitionsparteien auf das Projekt „Verwaltungsmanagement“ unter den „maßgeblichen Zielsetzungen“ 

der Effizienzsteigerung und Rationalisierung. Es sollten „Strukturveränderungen vom Ordnungs- zum 

Leistungsstaat“ stattfinden. „Durch Rationalisierungsmaßnahmen auf allen Ebenen ist die staatliche Ver

waltung effizienter, rascher und bürgernäher zu organisieren“, heißt es im Übereinkommen (Bundes

pressedienst, 1990, S. 87). Darin war auch „die Vereinfachung von Formularen und Amtswegen“ erfasst. 

Im Abschnitt „Föderalismus“ (S. 10) wird die „Umsetzung einer zeitgemäßen Aufgabenverteilung zwi

schen Bund, Ländern und Gemeinden“ angestrebt. Die „Instanzenzüge in der mittelbaren Bundesverwal

tung“ sollten einer Überprüfung unterzogen werden. Noch deutlicher werden die Vorhaben im Arbeits

übereinkommen vom 29. November 1994 in Bezug auf Entbürokratisierung (Bundespressedienst, 1994, 

 
1 Das Arbeitsübereinkommen vom 17. Dezember 1990, herausgegeben vom Bundespressedienst, ist abrufbar über die Website 
des Bundeskanzleramtes unter dem Weblink.  

https://epub.bka.gv.at/obvbkabib/download/pdf/10637136
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2 .  AUSWERT UNG VON SEDA -MELDUN GEN 

2.1 Untersuchungsstrategie 

Ausgangslage und methodische Grundüberlegungen. Im Rahmen des SEDA-Prozesses sind zum 

Stand 20.3.2026 insgesamt mehr als 4.700 Meldungen u.a. von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unter

nehmerinnen und Unternehmern zu Fragen der Deregulierung und Entbürokratisierung eingegangen. 

Eine händische Sichtung dieses Datensatzes in seiner Gesamtheit ist weder praktikabel noch methodisch 

konsistent durchführbar: Die schiere Anzahl der Beiträge übersteigt die Kapazitätsgrenzen manueller 

Inhaltsanalyse erheblich, und die damit verbundene Varianz in der Kategorisierung durch unterschiedli

che Analystinnen und Analysten würde die Vergleichbarkeit der Ergebnisse wesentlich beeinträchtigen. 

Vor diesem Hintergrund bietet sich der Einsatz von Machine-Learning-Verfahren zur datengetriebenen 

Textanalyse und Clusterbildung an. 

Die gewählte Untersuchungsstrategie ist bewusst induktiv angelegt. Es werden keine thematischen Ka

tegorien ex ante bestimmt, in die Beiträge sodann eingeordnet werden. Vielmehr entstehen die thema

tischen Cluster unmittelbar aus den Daten selbst: Das Verfahren identifiziert jene inhaltlichen Strukturen, 

die in den Meldungen tatsächlich vorhanden sind, ohne dass wir vorab eine Erwartungshaltung über die 

Themenstruktur in das Modell eintragen. Dieser Ansatz ist besonders dann geboten, wenn, wie hier, der 

thematische Raum der Meldungen vorab nicht hinreichend bekannt ist und eine offene, technologieba

sierte Sichtung der Inhalte dem Erkenntnisziel besser entspricht als ein deduktives Kategorienschema. 

Im Zentrum der Analyse steht das Verfahren BERTopic, ein Modell aus dem Bereich der natürlichen 

Sprachverarbeitung (Natural Language Processing), das auf dem Prinzip des Semantic Embedding be

ruht. Ergänzend wurde das Structural Topic Model (STM) angewendet, das auf einem konzeptionell an

deren Ansatz — der Word-Co-Occurrence-Analyse — beruht. Auf die methodischen Unterschiede zwi

schen beiden Verfahren wird später in diesem Abschnitt eingegangen. Die im Folgenden präsentierten 

Clusterergebnisse basieren auf BERTopic, das im Vergleich eine etwas konsistentere Clusterstruktur er

zeugt hat. 

Die Ergebnisse des Clustering-Verfahrens werden auf zwei Wegen visualisiert. Die sogenannte Embed

ding Map stellt sämtliche Meldungen räumlich dar: Jeder Beitrag erscheint als Punkt in einem zweidi

mensionalen Raum, der Abstand zweier Punkte gibt die semantische Ähnlichkeit der zugehörigen Texte 

wieder, inhaltlich verwandte Beiträge liegen nah beieinander, thematisch entfernte weit auseinander. 

Cluster werden dabei als sichtbare Verdichtungen im Raum erkennbar (siehe Abbildung 1). Ergänzend 

lassen sich die Verbindungen zwischen Clustern als Korrelationen in Form einer Kreuztabelle (siehe Ab

bildung 2) darstellen: Themen, die häufig im selben inhaltlichen Kontext auftreten, weisen dabei eine 
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positive Korrelation auf. Themen, die klar voneinander abgegrenzt sind, eine negative Korrelation. Dabei 

wird deutlich, dass der Cluster Gesundheitsversorgung beispielsweise stark mit den Clustern Digitalisie

rung & E-Government sowie Arbeit & Soziales zusammenhängt, aber gleichzeitig stark vom Cluster Bau 

& Wohnraum abgegrenzt ist.  

Abbildung 1: Embedding Map des BERTopic-Modells 

 
Jede Meldung wird dabei einem einzelnen Cluster zugeordnet. Gleichzeitig beziehen sich einzelne Mel

dungen häufig auf mehrere Themenbereiche bzw. umfassen Entbürokratisierungsvorschläge, die meh

reren Clustern zugeordnet werden könnten. Wir haben uns im Rahmen dieses Projekts dafür entschie

den, jede Meldung dem Cluster mit der höchsten Zugehörigkeitswahrscheinlichkeit zuzuweisen, da diese 

Darstellungsform die Interpretierbarkeit der Ergebnisse erleichtert. Das zugrundeliegende BERTopic-
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Modell schätzt dabei für jede Meldung auf Basis semantischer Einbettungen eine Wahrscheinlichkeits

verteilung über alle Cluster, wie auch in siehe Abbildung 2 dargestellt; die Zuweisung zum dominanten 

Cluster ist folglich eine Vereinfachung für die Ergebnisdarstellung, nicht aber eine verfahrensimmanente 

Beschränkung. 

Abbildung 2: Cluster-Kreuztabelle 

 
Des Weiteren lässt die Embedding Map eine Unterscheidung zwischen horizontalen und vertikalen The

menbereichen zu. Vertikale Themenbereiche sind klar abgegrenzt und haben vergleichsweise wenig 

Überlappungen mit anderen Clustern. Hierzu zählen beispielsweise die Cluster Gesundheitsversorgung 

oder Politische Strukturen. Im Unterschied dazu sind horizontale Themenbereiche durch starke Überlap

pungen mit anderen Clustern charakterisiert – hierzu zählen beispielsweise die Cluster Föderalismus & 
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Die Ergebnisse der Interviews mit Experten/Expertinnen bilden eine zweite Quelle der Ableitung von 

Leitlinien. Es erfolgt in diesen Interviews eine Kommentierung, Validierung und Strukturierung der abs

trahierten Handlungsvorschläge. Zum Teil findet eine Kontrastierung und kritische Bewertung von Mel

dungen statt, zum Teil findet Differenzierung statt und zum Teil auch eine Bestätigung und Nachvollzie

hung von Ärgernissen und Frustrationen mit Bürokratie und Deregulierung. Auch die Ergebnisse des 

Survey können nicht als repräsentativ betrachtet werden. 

Eine Beschreibung von methodischen Grundlagen und Erkenntnissen und Schlussfolgerungen des Sur

vey erfolgt in Kapitel 4. Die Synthese der Handlungsvorschläge und der Ergebnisse von Interviews mün

det in die Ableitung von Leitlinien, die mit beispielhaften Verbesserungsvorschlägen aus den Meldungen 

und aus den Interviews ergänzt werden (Kapitel 5). 

2.2 Ergebnisse der Analyse 

Auf Basis des BERTopic-Modells ergeben sich neun thematische Cluster, deren Schlüsselbegriffe und 

Prävalenz in Abbildung 4 dargestellt sind. 

Abbildung 4: Hauptverteilung von Meldungen nach Clustern 

 
 

Die Nutzerinnen und Nutzer geben im Rahmen ihrer Meldung in der SEDA-Plattform ihre Zugehörigkeit 

zu einer Zielgruppe an. Dabei wird zwischen Bürgerinnen und Bürgern, öffentlichem Dienst, NGO und 

Unternehmen unterschieden. Über alle Cluster ist Bürgerinnen und Bürger die häufigste Zielgruppe, ge

folgt von Unternehmen. Von über 4.400 Meldungen entfallen über 3.000 bzw. 68 Prozent auf 
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3 .  W OHLSTANDSEFFEKTE VON BÜRO KRATIE  UND 
REGULI ERUN G 

3.1 Direkte und indirekte Kosten von Bürokratie 

Regulierung und ihre Vollziehung durch Bürokratie erfüllen ordnungspolitische Funktionen für die Öko

nomie und tragen auf diese Weise zur volkswirtschaftlichen Wertschöpfung bei. Dabei ergeben sich auch 

positive Wohlstandseffekte aus Regulierung und Bürokratie (Tabelle 5). Etwa ist die Wirksamkeit und 

Funktionsweise von Marktmechanismen erst auf Grundlage von rechtsstaatlichen Regeln und Regulie

rung gegeben, vermittelt etwa durch Planungs-, Vertrags- und Rechtssicherheit für Unternehmen, durch 

Zugänglichkeit von Märkten auf Basis verlässlicher Regeln und ihrer Vollziehung sowie der daraus resul

tierenden Konformität wirtschaftlichen Agierens. Regulierung und ihre Durchsetzung institutionalisieren 

Märkte. Umgekehrt kann ineffiziente Regulierung dysfunktional sein, hemmend und restriktiv wirken. 

Dabei ergeben sich negative Wohlstandseffekte aus Regulierung und Bürokratie (Tabelle 6). Positiven 

Effekten stehen also mögliche negative Wirkungen gegenüber. Etwa können unerwünschte und dys

funktionale Markteintrittsbarrieren und Innovationshemmnisse entstehen. In der Literatur wird die tat

sächliche Wirkung von Regulierung und Bürokratie als Ergebnis eines Trade-off zwischen der Korrektur 

von Marktversagen und hinderlichen bzw. überschießenden Kosten und Folgen regulatorischer Eingriffe 

und Interventionen dargestellt. 

Tabelle 5: Exemplarische Darstellung positiver Wirkungskanäle von Regulierung 

Wirkungskanal Wirkungsmechanismen 
Rechtssicherheit und Schutz von Ei
gentumsrechten 

Geringere Investitionsrisiken, höhere Investitionsbereitschaft, längere Planungshori
zonte, niedrigere Finanzierungskosten 

Vertrauensbildung im Markt Produkthaftung, Zertifizierung, Bilanzierungsstandards, Finanzaufsicht, Lebensmittel
kontrolle 

Konsumentenschutz Informationspflichten, Produktsicherheitsvorschriften, Gewährleistungsrechte, Daten
schutz 

Qualitätssicherung und Standardisie
rung 

Senkung von Transaktionskosten, Generierung von Skaleneffekten, Vergleichbarkeit, 
Handelbarkeit 

Korrektur externer Effekte und An
reizbildung 

Angleichung privater an soziale Rentabilität durch Umweltregulierung, Arbeitsschutz 
Verkehrssicherheit, Emissionsstandards, Schutz geistigen Eigentums 

Tabelle 6: Exemplarische Darstellung negativer Wirkungskanäle von Regulierung 

Wirkungskanal Wirkungsmechanismen 
Marktzutrittsbarrieren Genehmigungsverfahren, Lizenzpflichten, Dokumentationsanforderungen, Zulas

sungsverfahren 
Wettbewerbsbeschränkung und 
Rent-Seeking 

Protektion von marktbeherrschenden Anbietern und Rechteinhabern (Incumbents), 
Restriktion von Wettbewerbsdynamik, Gewährleistung von Monopolrenten 

Innovationshemmnisse Einschränkung von Innovation durch Erfüllungskosten (Compliance), Verlängerung 
von Verfahren (Zulassungen, Genehmigungen, Gründung), regulatorische Kostenrisi
ken 

Fehlallokation von Ressourcen Erfüllungskosten und Erfüllungsaufwand mindern Kapazitätsbereitstellung bei Kern
spezialisierung 
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3.2 Wohlstandseffekte von Bürokratie und Regulierung 

Die direkten und indirekten Kosten der Unternehmen zur Erfüllung regulatorischer Pflichten und zur 

Bewältigung administrativer Prozesse machen, wie oben notiert, in Österreich aktuell etwa 20 Mrd. Euro 

aus. Zu unterscheiden sind solche Kosten von gesamtwirtschaftlichen Wohlstandseffekten. Ein promi

nentes Missverständnis von Bürokratiekosten könnte in der Gleichsetzung von Kosten und volkswirt

schaftlichen Effekten bestehen. Dabei würde sogar argumentiert werden, dass die Vollziehung von ad

ministrativen Prozessen Nachfrage generieren kann. Es würden professionell organisierte Prozesse ent

stehen, zu deren Bewältigung Jobs und Arbeitsplätze in den von Regulierung betroffenen Unternehmen, 

im öffentlichen Dienst und bei professionellen Dienstleistern erforderlich sind. Die an Regulierung und 

ihre Verwaltung geknüpften Prozesse sind schließlich Teil des volkswirtschaftlichen Wertschöpfungs- und 

Produktivitätssystems. Selbst wenn etwa diese Prozesse nicht das eigentliche Kerngeschäft eines Unter

nehmens abbilden, so werden sie dennoch von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern professionell vollzo

gen. Das gilt auch für den öffentlichen Verwaltungsdienst: Die Bediensteten im öffentlichen Dienst er

füllen ihre Aufgaben professionell, routiniert und verlässlich. Es könnte also missverständlich argumen

tiert werden, dass mit einer Verschärfung von Regulierung und einer Erhöhung von Bürokratielasten 

sogar noch Nachfrage angeregt wird. Vorweg: Eine solche Deutung ist mangelhaft, da dynamische Ef

fekte unberücksichtigt bleiben. 

Es findet durch Bürokratie und Regulierung eine Verlagerung von Allokation statt. Ein potenzieller Dis

nutzen kann sich aus unterschiedlichen Wirkungskanälen ergeben, nämlich erstens durch eine Verschie

bung und Verzerrung der Allokation von produktiveren zu weniger produktiven Ressourcen und zwei

tens durch die Verhinderung von Wertschöpfung, Wettbewerb und Innovation in Folge übermäßiger bis 

prohibitiver Regulierung (Tabelle 6). Etwa könnte es durch Regulierung zu einer Limitierung von Wett

bewerbern kommen. In der Folge treten weniger Unternehmen in Wettbewerb, wenn sie sich etwa für 

öffentliche Aufträge bewerben. Restriktive Produktmarktregulierung limitiert sowohl den Markteintritt 

(„Market entry regulation“) als auch den Marktauftritt („Market behaviour regulation“). Im praktischen 

Politikprozess wird dies zumeist mit Konsumentenschutz, Umweltschutz, Sicherstellung von sozialem 

Frieden oder mit sicherheitspolitischen Interessen begründet. Dort aber, wo Regulierung hinsichtlich 

Restriktionsgrad über dieses Ziel hinausschießt, wirkt sie restriktiv und verursacht volkswirtschaftliche 

Kosten durch Verhinderung. 
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3.3 Modellierung der positiven Wohlstandseffekte von Deregulie
rung und Entbürokratisierung 

Wirkungskanäle und Wirkungszusammenhänge für positive Effekte von Deregulierung und Entbürokra

tisierung ergeben sich aus den in der Tabelle 6 skizzierten negativen Wirkungskanälen von Regulierung. 

Marktzutrittsbarrieren (market entry) hemmen positive Effekte aus Wettbewerbsdynamik. Marktzu

gang ist ein wichtiger Hebel für Unternehmens- und Innovationsdynamik. Überschießende Regulierung 

hemmt diese Dynamik. In den Meldungen der SEDA-Plattform werden beispielhaft komplexe und lange 

Genehmigungsverfahren, Lizenzpflichten, Dokumentations- und Erfüllungspflichten genannt. Die Folge 

ist, dass die Zahl der gegründeten Unternehmen, Startups und ausländischer Mitbewerber limitiert wird 

und eine geringere Produktivitäts- und Innovationsdynamik aufgrund überschießender bürokratischer 

Hürden entsteht.  

Wettbewerbsbeschränkungen (market behaviour) und daraus resultierende Monopolrenten erhöhen 

Kosten und reduzieren Nachfrage. Beispielhaft werden Auflagen im Kontext von Genehmigungsverfah

ren oder Bauverfahren, gewerberechtliche Restriktionen, Hindernisse bei der Unternehmensgründung 

genannt. Angesprochen werden zudem Erfüllungs- und Dokumentationspflichten in Vergabeverfahren, 

aus denen sich spezifisch Nachteile für kleinere Unternehmen ergeben können. Solche Beschränkungen 

limitieren Wettbewerb und hemmen wieder Innovations- und Produktivitätsdynamik. Relevant ist auch, 

wie es zu Regulierung kommt. Im Prozess der Interessensabstimmung von Regulierung und Normen

setzung kann sie von bestehenden Marktteilnehmern und ihren Vertretungen mitbeeinflusst werden. 

Vertreter und Vertreterinnen noch nicht gegründeter Unternehmen sind in diesem Prozess nicht reprä

sentiert. 

Überschießende Regulierung kann die Entwicklung von Experimenten erschweren und Innovations

hemmnisse auslösen. Innovation ist mit Unsicherheiten verbunden; die Begründung neuer und die Be

stätigung bestehender Regulierung basiert auf abgeleiteter Erfahrung und weist daher eine Ex-post-

Dynamik auf. Wirkungsmechanismen ergeben sich aus Erfüllungskosten, längeren Zulassungsverfahren, 

regulatorischen Kostenrisiken. Beispiele finden sich in speziellen Hemmnissen für Entwickler innovativer, 

etwa digitaler Geschäftsmodelle, für Gründerinnen und Gründer von Unternehmen sowie regulatori

schen Anforderungen und gesellschaftsrechtlichen Hindernissen der Führung und Organisation von 

Startups.  

Regulierung und ihre Erfüllung beeinflussen die Ressourcenallokation. Unternehmen müssen Informa

tionen beschaffen und für die Erfüllung von Auflagen Kapazitäten bereitstellen. Ein prominentes Beispiel 

ergibt sich in den Meldungen des achten Clusters im Kontext von Compliance und Transparenz, speziell 
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konzeptionellen Grundlagen erfolgt in den folgenden beiden Boxes: die erste (Tabelle 7) zu methodi

schen Grundlagen der Wirkungsszenarien, die zweite (Tabelle 8) zu konzeptionellen Grundlagen der be

trachteten Szenarien. 

Tabelle 7: Methodische Grundlagen der Wirkungsszenarien 

Die Wirkungsanalyse von Szenarien der Deregulierung und Entbürokratisierung schätzt die volks
wirtschaftlichen Effekte anhand von zwei Regulierungsindizes. Für die Interpretation sind zwei 
Bestimmungsgrößen relevant: Dies sind (1) die Stärke des Effekts und (2) die Position Österreichs 
zu den jeweils maßgeblichen Vergleichspartnern (Niederlande und Schweiz). Die Stärke des Effekts 
ergibt sich aus dem in Kapitel 3.5 festgestellten statistischen Koeffizienten von a) Regulierungslast 
und b) den Bürokratiekosten (Tabelle 15).  

Dabei geht im ersten Fall a) eine Erhöhung der Regulierungslast um eine Standardabweichung mit 
einer Reduktion des realen Wachstums des BIP um 0,612 Prozentpunkte einher (Tabelle 15). Kon
zeptionell sollen die Effekte einer Deregulierung geschätzt werden, d.h. anstelle einer Erhöhung der 
Regulierungslast wird eine Verringerung unterstellt: Mit einer Verringerung der Regulierungslast 
um eine Standardabweichung (etwa 1,2 Indexpunkte des maßgeblichen EFW-Teilindex Regulatory 
Burden) würde sich Österreich etwa auf das Niveau der Niederlande verbessern. Das reale 
Wachstum würde sich um 0,612 Prozentpunkte erhöhen.  

Im zweiten Fall b) würde sich bei einer Senkung von Bürokratiekosten um eine ganze Standardab
weichung (etwa 1,9 Indexpunkte des maßgeblichen EFW-Teilindex Bureaucracy Costs) das reale 
Wachstum um 0,556 Prozentpunkte erhöhen. Bei einer Senkung der Bürokratiekosten um eine 
Drittel-Standardabweichung ergibt sich der Vergleichswert der Schweiz und eine Erhöhung 
des realen Wachstums um ein Drittel des Koeffizienten, also etwa 0,185 Prozentpunkte. 

Tabelle 8: Konzeptionelle Grundlagen und Interpretation der Wirkungsszenarien 

Für das Verständnis der Wirkungsszenarien und für die Interpretation der Ergebnisse sind kon
zeptionelle Grundlagen der beiden Teilindizes des EFW-Index zu Regulierungslast und Bürokratie
kosten maßgeblich. Die beiden Indikatoren betrachten unterschiedliche Aspekte und Facetten.  
Im ersten Fall ist subjektiv empfundene Regulierungslast relevant. Datengrundlage für den EFW-
Teilindex „5Ci – Regulatory Burden“22 sind Ergebnisse des Global Competitiveness Report des World 
Economic Forum bzw. des dabei relevanten Executive Opinion Survey (EOS) zum Topic „Burden of 
Government Regulation“ relevant (Gwartney et al., 2025, 93). Im EOS werden Vertreter/Vertreterin
nen des Managements bzw. von Unternehmen nach ihrer Wahrnehmung regulatorischer Belas
tung befragt.23 Die Frage spricht explizit Genehmigungen, Regulierung, Berichtspflichten an und 
findet sich in zahlreichen Meldungen in der SEDA-Plattform wieder. Das erste Szenario bildet eine 
Verringerung der wahrgenommenen Regulierungslast, im Speziellen von Genehmigungen, 
Regulierung, Berichtspflichten ab. Die Skalierung spiegelt die Konzeption des EFW-Index wider. 
Dabei stehen höhere Indexwerte für weniger belastende Wahrnehmung, also für ein liberaleres in
stitutionelles Umfeld. Umgekehrt spiegeln höhere Indexwerte höhere Freiheitsgrade und ein als 
weniger restriktiv empfundenes Umfeld wider. Eine Abbildung des EFW-Teilindex der Regulierungs
last erfolgt unten in der Abbildung 5 für ein reduziertes Länderset aus EU- und OECD-

 
22 Ein Datenkompendium zu EFW-Index 2025 findet sich auf der Website des Fraser Institute unter dem Weblink. Eine konzeptio
nelle Beschreibung findet sich im Appendix des 2025 EFW-Annual Report unter dem Weblink des Fraser Institute. 
23 Die Frage im Executive Opinion Survey lautet: „In your country, how burdensome is it for companies to comply with public 
administration’s requirements (e.g., permits, regulations, reporting)?”. Eine Beschreibung der konzeptionellen Grundlagen findet 
sich im methodischen Annex des WEF-Reports, in Appendix A (S. 611 ff.) zur konzeptionellen Methodik des Global Competitiveness 
Index unter dem Weblink. Eine methodische Beschreibung des Executive Opinion Survey findet sich in Appendix B (S. 633 ff.). Der 
EOS bildete über einen Zeitraum von 40 Jahren eine Grundlage für den Competitiveness Index des WEF. Dabei wurden in der 
letztmaligen Version des Survey fast 17.000 Vertreterinnen und Vertreter von Unternehmen befragt. Fast 13.000 Antworten wurden 
berücksichtigt. 

https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https://www.efotw.org/sites/all/modules/custom/ftw_maps_pages/files/efotw-2025-master-index-data-for-researchers-iso.xlsx&wdOrigin=BROWSELINK
https://www.fraserinstitute.org/sites/default/files/2025-09/economic-freedom-of-the-world-2025-annual-report_1.pdf
https://www3.weforum.org/docs/WEF_TheGlobalCompetitivenessReport2019.pdf?_gl=1*div322*_up*MQ..*_gs*MQ..&gclid=EAIaIQobChMI8vbI27uElQMVBhYGAB2WjzlzEAAYASAAEgKD9fD_BwE
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Vergleichsländern.  
Im zweiten Fall des EFW-Teilindex „5Cii – Bureaucracy Costs“ ist das monetär bewertete Kostenri
siko aus Bürokratie maßgeblich. Grundlage sind die „Regulatory Burden Risk Ratings” von IHS 
Markit, einem renommierten internationalen Analyseunternehmen mit Sitz in London. Der Indikator 
bildet das Risiko ab, das für Geschäftsaktivitäten und Unternehmensprojekte aufgrund regulatori
scher Rahmenbedingungen und bürokratischer Verfahren kalkuliert werden müsste. Dies betrifft, 
gemäß den methodologischen Beschreibungen des EFW-Berichts für 2025 (S. 93), insbesondere 
Bürokratiekosten aus der Einhaltung gesetzlicher Vorschriften („Compliance“) sowie bürokra
tische Ineffizienz und Undurchsichtigkeit bzw. Unübersichtlichkeit („Opacity“). Das zweite Sze
nario bildet damit eine Verringerung der bürokratischen Kosten, die für Geschäftsprojekte und 
geschäftliche Aktivitäten aufgrund von Bürokratie kalkuliert werden, ab. Der Indikator spricht dabei 
eine relevante Zahl der Meldungen in der SEDA-Plattform an.24 Höhere Werte signalisieren ein hö
heres Kostenrisiko aus Bürokratie. Für die Konzeption des EFW-Index werden Indexwerte invertiert, 
höhere Werte zeigen im EFW-Index höhere Freiheitsgrade an. 

 

Abbildung 5: Ländervergleich des EFW Teilindex Regulierungslast 2023 

 

Österreich weist beim maßgeblichen Indikator der Regulierungslast einen Indexwert von 4,5 auf 

(Abbildung 5). In einem reduzierten Ländervergleich mit EU- und OECD-Ländern liegt Österreich in mitt

lerer Position auf Rang 12. Es zeigen sich Aufholpotenziale der Deregulierung und Entbürokratisierung 

insbesondere zu den Spitzenländern Finnland, Schweiz, USA. Zugleich zeigt sich, dass Österreich in 

Reichweite üblicher Vergleichsländer wie Schweden, Frankreich oder Dänemark liegt. Die stärkste Regu

lierungslast weisen im dargestellten Ländersample die Slowakei, Italien oder Kroatien auf. 

 
24 Zur Berechnung von länderspezifischen Werten, werden sektorale Unterschiede von Bürokratiekosten am Branchenanteil ge
wichtet. 
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Abbildung 7: Szenario 2 einer Verringerung von Bürokratiekosten auf das Vergleichsniveau der Schweiz 
zum realen Wirtschaftswachstum 

 

Die Ergebnisse sind konsistent mit den Ergebnissen des zweiten Szenarios, nämlich der Absenkung der 

Bürokratiekosten. Das zweite Szenario weist eine deutlich moderatere Konzeption auf. Dabei steigt das 

reale Wirtschaftswachstum um 0,2 Prozentpunkte (Abbildung 7). Es wird eine Absenkung der Bürokra

tiekosten um eine Drittel-Standardabweichung auf das Niveau der Schweiz unterstellt. Diese Ergebnisse 

zeigen aber, dass schon eine moderate Entlastung substanzielle Effekte auf das Wirtschaftswachstum 

ergibt. Nach Realisierung einer Regulierungs- und Bürokratiereform im Jahr 2032 ergibt sich ein um 6 

Mrd. Euro höheres BIP. Über den Reformzeitraum 2027 bis 2032 ergibt dies einen kumulierten Effekt von 

etwa 21 Mrd. Euro. Maßgeblich ist auch hier die Aktivierung der maßgeblichen Stellhebel, die im 

Szenario modelliert werden (Tabelle 8), nämlich die Absenkung der bewerteten Risikokosten von Re

gulierung, insbesondere Compliance, Erfüllungs- und Nachweispflichten, bürokratische Ineffizienz und 

Intransparenz. 

3.4 Erfordernis einer Entbürokratisierung und Deregulierung 

Solche Wohlstandseffekte von Regulierung und Bürokratie sind gerade in der gegebenen makroökono

mischen Lage für Österreich maßgeblich: Im internationalen Vergleich zeigen sich nämlich für Österreich 

aktuell Schwächen der Wachstums- und Produktivitätsdynamik. Dabei zeigen sich Parallelen zu anderen 
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Im Hinblick auf bürokratische Hemmnisse sind insbesondere Verfahrensdauern und Bewilligungsverfah

ren sowie damit verbundene Unsicherheiten und Risiken relevant. 

3.5 Statistische Analyse der volkswirtschaftlichen Effekte von Re
gulierung und Bürokratie 

Die Frage, wie staatliche Regulierung generell wirkt, und welche speziellen Regelungen wirtschaftliches 

Wachstum fördern oder hemmen, ist zentral für wirtschafts- und ordnungspolitische Debatten. Theore

tisch bestehen gegensätzliche Wirkungskanäle: Regulierung kann positive externe Effekte internalisieren 

und Marktversagen korrigieren; gleichzeitig erhöhen regulatorische Auflagen Compliance-Kosten, 

schaffen Markteintrittsbarrieren und können Innovation und Investitionen hemmen (Kapitel 3.1). Dieses 

Kapitel verfolgt einen explorativen Ansatz: Es wird systematisch überprüft, welche Regulierungsindika

toren auf der granularen Ebene von Subindizes robust mit wirtschaftlicher Performance assoziiert sind. 

Konkret werden drei Outcome-Variablen betrachtet: 

1. BIP-Wachstum (% p.a.): Gängigster Indikator für wirtschaftliche Dynamik. 

2. TFP-Wachstum (% p.a.): Effizienzfortschritt jenseits von Kapital- und Arbeitseinsatz – Kernindi

kator für technologischen Wandel und Innovationsdynamik. 

3. Bruttoinvestitionsquote (gross fixed capital formation, GFCF % BIP): Investitionsbereitschaft 

von Unternehmen und Staat – zentraler Vorlaufindikator für künftiges Wachstum. 

Alle drei Größen werden separat auf ein breites Set granularer Regulierungsindikatoren aus drei inter

nationalen Datenquellen regressiert, unter Kontrolle standardisierter makroökonomischer Variablen. 

3.5.1 Wirtschaftliche Freiheit und Wirtschaftswachstum 

Die statistische Analyse basiert auf der Operationalisierung von wirtschaftlicher Freiheit (EF). Diese grün

det auf vier Kernelementen: persönliche Wahlfreiheit, freiwilliger Austausch, offene Märkte sowie klar 

definierte und durchgesetzte Eigentumsrechte. Wirtschaftlich freie Individuen können eigenständig ent

scheiden und freiwillige Transaktionen eingehen, solange sie die Rechte anderer nicht verletzen. Die 

Alternativen – etwa arbiträre politische Entscheidungen oder Restriktion bis hin zur Prohibition – gelten 

als Einschränkungen dieser Freiheit (Gwartney et al., 2017). 

Die zwei bekanntesten Messkonzepte wirtschaftlicher Freiheit stammen vom Fraser Institute und von 

der Heritage Foundation. Beide Indizes weisen eine hohe Überschneidung auf, unterscheiden sich aber 

in wichtigen Details. 

Der Fraser Institute Index (Economic Freedom of the World, EFW) basiert auf 24 Komponenten in 5 Be

reichen: Staatsgröße (4 Komponenten), Rechtssystem und Eigentumsrechte (9), stabiles Geld (4), 
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Tabelle 15: Signifikante Regulierungsindikatoren – BIP-Wachstum 

Indikator Quelle Specs* Ø-Köff. Min-p Beschreibung 

Transfers & Subven

tionen 

EFW 1b 3/3 -1,878 <0,001 Staatliche Transfers und Subventionen 

als Anteil am BIP. 

Unparteiische Ge

richte 

EFW 2b 2/3 -3,686 <0,001 Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

der Justiz. 

Privatkredit EFW 5a-ii 3/3 -0,941 <0,001 Kreditvergabe des privaten Sektors 

durch Banken. 

Import-/ Exportkos

ten 

EFW 4b-ii 3/3 -0,509 <0,001 Regulatorische Kosten für grenzüber

schreitenden Handel. 

Bürokratiekosten EFW 5c-ii 2/3 -0,556 <0,001 Administrative Belastung durch Bürokra

tie für Unternehmen. 

Regulierungslast EFW 5c-i 2/3 -0,612 0,002 Gesamtmaß der Regulierungslast auf 

Wirtschaftstätigkeit. 

Grundstücksregistrie

rung 

DB 2/3 -1,602 0,011 Qualität des Systems für Grundstücksre

gistrierung und -übertragung. 

Eigentumsrechte EFW 2c 2/3 -0,989 0,013 Stärke des Schutzes privater Eigentums

rechte. 

Kündigungskosten EFW 5b-v 2/3 -1,504 0,013 Regulatorische und finanzielle Kosten 

bei Entlassung von Mitarbeitern. 

Reisefreiheit EFW 4d-iii 2/3 -0,842 0,019 Freiheit für Ausländer, einzureisen und 

wirtschaftlich tätig zu sein. 

Vertragsdurchsetzung EFW 2f 2/3 -0,587 0,026 Effizienz und Zuverlässigkeit der Durch

setzung privater Verträge. 

Ausländische Arbeits

kräfte 

EFW 5b-vii 2/3 -0,510 <0,001 Regulierungen zur Beschäftigung aus

ländischer Arbeitnehmer. 

Arbeitsrecht & Min

destlohn 

EFW 5b-i 2/3 -1,184 0,039 Rigidität von Arbeitsmarktregulierungen 

inkl. Mindestlohnvorschriften. 

Steuerzahlung DB 1/3 -0,539 0,033 Komplexität und Belastung des Unter

nehmenssteuersystems. 
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4 .  EXP ERTEN -/EXP ERTINNEN-SU RVEY  

Die im Rahmen der KI-basierten Textanalyse ausgelesenen und im zweiten Schritt gruppierten Hand

lungsvorschläge wurden als Leitfadengrundlage für die Interviews mit Expertinnen und Experten heran

gezogen. Diese Strukturierung erfolgt im Wesentlichen anhand der in SEDA-Meldungen formulierten 

Verbesserungsvorschläge bzw. ihrer Gruppierung. Diese Themenstellungen ergaben die Grundstruktur 

für die Leitfäden. Sie sind in den Cluster-thematischen Unterkapiteln des Kapitels 2.2 ausgeführt. Zum 

Teil ergaben sich übergreifende Themenstellungen. Im thematischen Kontext der Meldungen von Bür

gerinnen/Bürgern bzw. Unternehmen und den Verbesserungsvorschlägen wurden Expertinnen/Experten 

nach einer (a) Kommentierung, (b) nach eigenen Kritikpunkten, (c) nach etwaigen eigenen Verbesse

rungsvorschlägen sowie (d) nach etwaigen Hemmnissen und Widerständen, die solchen Verbesserungs

vorschlägen entgegenstehen könnten, befragt. 

Ziel der Interviews war die Validierung, Kommentierung und Strukturierung von Handlungsvorschlägen. 

Es wurden drei Interviews mit thematischem Fokus auf Föderalismus und Kompetenzverteilung, Unter

nehmens- und Gewerberecht sowie Vergaberecht und Verfahren der öffentlichen Beschaffung durchge

führt39. Die ausgewählten Bereiche finden sich in den Meldungen von Bürgerinnen und Bürgern in SEDA 

gehäuft wieder. An dieser Stelle sind methodische Anmerkungen zu berücksichtigen. Die Ergebnisse der 

Interviews ergeben kein repräsentatives Bild, dazu ist die Zahl der Interviews zu klein und die Auswahl 

zu selektiv. Weiters ist zu betonen, dass auch Experten/Expertinnen nicht frei von Interessen und Mei

nungen sind. Insofern kann auch Experten/Expertinnen-Meinung nicht als allgemein verbindliche Quelle 

einer Validierung betrachtet werden. Anzumerken ist, dass dieser methodische Caveat auch für jede ein

zelne der SEDA-Meldungen gelten muss.  

Eine Erweiterung um weitere Experten-/Expertinnen-Interviews, etwa für die Themen Digitalisierung, Ar

beit und Soziales sowie Leistungen und Förderwesen, erscheint sinnvoll. Die Koordinierung, Durchfüh

rung, Vor- und Nachbearbeitung der Interviews ist mit einem erheblichen Zeitaufwand verbunden und 

im Projektverlauf, insbesondere bei eng bemessenem Zeitbudget und stark überlappenden Sequenzen 

in der Umsetzung, stark restringiert. Weiters ist maßgeblich, dass die zeitliche Struktur der Durchführung 

der Interviews eine detaillierte Besprechung einzelner konkreter Meldungen und Vorschläge nur sehr 

beispielhaft ermöglicht. 

 
39 Das Forschungsteam bedankt sich bei den befragten Experten für die Unterstützung und Teilnahme am Survey. Interviews wur
den mit Prof. Peter Bußjäger im Themenkontext Föderalismus und Kompetenzverteilung, mit Mag. Thomas In der Maur im The
menkontext Unternehmens-, Immobilien- und Gesellschaftsrecht und damit verbundenen Verfahren und mit Mag. Georg Streit im 
Themenkontext Vergabe, Vergaberecht, Vergabeverfahren und bürokratische Anforderungen durchgeführt. 
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5 .  LE IT LINIEN FÜR D EREGU LIERUN G UND 
ENT BÜ RO KRATIS IERUN G 

Vorgangsweise der Ableitung von Leitlinien 

In der Studie werden Optionen und Leitlinien einer Deregulierung und Entbürokratisierung erarbeitet. 

Die im Folgenden ausgeführten Leitlinien ergeben sich als Synthese der verschiedenen Analyseteile, den 

textanalytischen Auswertungen der Meldungen in der SEDA-Plattform (Kapitel 2.2), den Ergebnissen der 

statistischen Analyse und von modellierten Szenarien makroökonomischer Wirkungen (Kapitel 3) sowie 

den Ergebnissen des Experten/Expertinnen-Survey (Kapitel 4).  

Wie in der Darstellung der Untersuchungsstrategie beschrieben (Kapitel 2.1), stellen die Meldungen in 

der SEDA-Plattform eine erste Quelle der Ableitung von Leitlinien dar. Hier sprechen Nutzerinnen und 

Nutzer Verbesserungsvorschläge an. Die in den Meldungen formulierten Handlungsvorschläge wurden 

mittels Sprachmodell extrahiert42. Dabei wurden handlungsorientierte Vorschläge destilliert und im zwei

ten Schritt mittels BERTopic geclustert. Eine Gruppierung der Vorschläge findet sich in den textanalyti

schen Cluster-Auswertungen in Kapitel 2.2 am Ende jedes Unterkapitels. Aus diesen Vorschlagsgruppen 

wurden wiederum thematische Leitfäden für den Experten/Expertinnen-Survey abgeleitet. 

Die Ergebnisse der Interviews mit Experten/Expertinnen (Kapitel 4) bilden die zweite Quelle der Ablei

tung von Leitlinien (Kapitel 2.1). Es übernehmen die Experten/Expertinnen Interviews dabei die ange

sprochene Funktion eines Reality-Checks. Es wurden im thematischen Kontext Experten und Expertinnen 

nach etwaigen eigenen Verbesserungsvorschlägen befragt (siehe oben). 

Die Leitlinien folgen einer Metastruktur in der Sequenz eines Regulierungs- und Vollziehungszyklus. Ein 

erstes Element stellt die Gewährleistung eines bedarfsorientierten, effizienten und zweckmäßigen Re

gelbestands dar. Dieser bildet die Grundlage für eine effiziente Vollziehung und restriktionsarme Regu

latorik. Die weiteren Leitlinien betreffen Verfahren und die operative und technische Ausgestaltung, 

Grundlagen für Digitale Government. Diese Leitlinien setzen fort mit einer übergeordneten Governance-

Struktur und schließen mit einer Kultur bürgernaher Regulierung und Verwaltung ab. In der späteren 

Tabelle 19 findet sich ein Überblick über mögliche Leitlinien einer Deregulierung und Entbürokratisie

rung mit Maßnahmenbeispielen und Instrumenten.  

Es ergeben sich Überlappungen und Überschneidungen zwischen Leitlinien. Eine trennscharfe Abgren

zung ist nicht immer möglich und sinnvoll. Etwa betrifft die sechste Leitlinie Potenziale der Prozessver

einfachung durch Nutzung von digitalen Verfahren, vereinfacht ausgedrückt: E-Government. Es zeigen 

 
42 Eine Beschreibung findet sich im angesprochenen Kapitel 2.1 unter dem Punkt „Extraktion und Strukturierung von Lösungsvor
schlägen“. 
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Tabelle 19: Übersicht über Leitlinien mit Maßnahmenbeispielen und Instrumenten 

Elemente im Regulierungs- 
und Vollziehungszyklus 

Leitlinien für Deregulierung und Entbürokra
tisierung Strategische Beispiele und Instrumente 

1) Bedarfsorientierter und 
zweckmäßiger Regel- und 
Normenbestand  

Deregulierung und Konsolidierung eines be
darfsorientierten und zweckmäßigen Regel- und 
Normenbestands mit dem Ziel einer Reduzie
rung von Regularien und Normen bzw. einer 
weniger eingriffsintensiven Regulierung 

• Aufhebung von Vorschriften (Regulatory Guillotine, Taglia Leggi, Bundesrechtbe
reinigung 2000/2018). 

• Sunset-Klauseln und periodische Evaluierung 
• Bürokratiekosten-Abschätzung (Wirkungsfolgen) 
• Regulatory Budget Limit/One-in-One-out 
• Schwellenwerte/Ausnahmen (etwa KMU, Geringfügigkeit) 
• Abgestufte risikobasierte Regulierung 
• Übergang von Genehmigungs- zu Anzeige- oder Informationspflichten 
• Prinzipienbasierte statt Detailregulierung 
• Subsidiarität und Selbstregulierung 

2) Lebensnahe und effizi
ente Prozessführung  

Effiziente und lebensnahe, unternehmens- bzw. 
bürgerorientierte Gestaltung von Verfahrenspro
zessen mit dem Ziel der Reduzierung von Büro
kratiekosten und Bürokratielasten und weni
ger aufwändigen Verfahren 

• Standardisierung/Digitalisierung von Verfahren 
• Reduktion von Nachweisen 
• Wegfall redundanter Prüfungen 
• Checklisten statt Einzelfallbegründungen 
• Standardbescheide 
• Vereinfachte Verfahrensarten 
• Bündelung von Anträgen 
• Fiktionen (Genehmigungsfiktion, Zustimmungsfiktion) 

3) Vereinfachung und Entbü
rokratisierung durch Verfah
rensintegration 

Integration und Koordination von Verfahren über 
Behörden und Stellen mit dem Ziel der Nicht
wahrnehmbarkeit institutioneller Schnittstel
len und Zuständigkeitsbrüche in Verfahren 

• One-Stop-Shop 
• Federführende Behörde 
• Verfahrenskonzentration 
• Gemeinsame Fallbearbeitung 
• Einheitliche Ansprechpartner 
• Prozessintegration über Behörden hinweg 
• Lebenslagenorientierung 
• Whole-of-Government Koordination 
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6 .  KONKLUSION UND ZUSAMMENFASSUN G 

Ziel der Studie 

Im internationalen Vergleich zeigen sich in Österreich ein dichter und restriktiver Normenbestand und 

eine hohe Bürokratiekostenbelastung. Bürokratiekosten der Unternehmen betragen aktuell etwa 20 Mrd. 

Euro. Vor diesem Hintergrund schätzt diese Studie positive Wohlstandseffekte, die mit einer Verringe

rung der Bürokratiebelastung einhergehen. Ziel der Studie ist die Identifikation von Optionen und Erfor

dernissen einer Bürokratie- und Regulierungsreform, die solche Wohlstandseffekte auslösen kann.  

Wohlstandseffekte von Regulierung und Bürokratie 

Bürokratiekosten sind nicht gleichzusetzen mit makroökonomischen Effekten von Regulierung und Bü

rokratie. Die Wohlstandseffekte ergeben sich als Trade-off zwischen der Korrektur von Marktversagen 

und den überschießenden Kosten regulatorischer Eingriffe. Positiven Effekten stehen also mögliche ne

gative Wirkungen gegenüber. Etwa können unerwünschte und dysfunktionale Markteintrittsbarrieren 

und Innovationshemmnisse zu weniger produktiven Prozessen und Tätigkeiten führen. Im Rahmen die

ser Studie zeigt sich für Österreich, dass die Kosten der Bürokratie ihren Nutzen übersteigen und dass 

das effiziente Niveau an Bürokratie bereits überschritten ist.  

Anhand einer Vielzahl von Regulierungsindikatoren werden im Rahmen dieser Studie die makroökono

mischen Effekte von Regulierung und Bürokratie auf BIP-Wachstum, Produktivitätswachstum und die 

Investitionsquote ermittelt. Auf dieser Grundlage werden die volkswirtschaftlichen Effekte zweier Szena

rien von Deregulierung und Entbürokratisierung berechnet. Dabei wird im ehrgeizigeren Szenario 1 eine 

Verringerung der Regulierungslast auf das Niveau der Niederlande über einen Reformzeitraum ab 2027 

und bis 2032 modelliert. Dies würde nach Zielerreichung im Jahr 2032 ein zusätzliches BIP von etwa 20 

Mrd. Euro zur Folge haben. Im moderateren Szenario 2 wird über denselben Reformzeitraum die Verrin

gerung der Bürokratiekosten auf das Niveau der Schweiz modelliert. Hier ergibt sich nach Zielerreichung 

2032 ein zusätzliches BIP von etwa 6 Mrd. Euro Dieses Ergebnis zeigt, dass schon eine moderate Entlas

tung substanzielle Effekte auf das Wirtschaftswachstum ergibt. 

Maßgeblich für die Realisierung dieser Effekte ist die Aktivierung der für die beiden Szenarien relevanten 

Auslöser, sprich den Wirkungsindikatoren, die für die Szenarien herangezogen werden. Das Szenario 1 

basiert auf Regulierungslast im Konzept des EFW-Index. Maßgeblich ist hier die Verringerung der Regu

lierungslast der Unternehmen bzw. konkreter der Regulierungslast, die von ihren Vertreterinnen/Vertre

tern insbesondere im Kontext von Genehmigungen, Auflagen, Berichtspflichten wahrgenommen wird. 

Als Referenzpunkt wird das Niveau der Niederlande herangezogen. Das Szenario 2 basiert auf den 
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AP PENDIX TO PIC MOD ELLIN G 

Abbildung 9: Kriterien zur Auswahl der Themencluster (K) 
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AP PENDIX VARI ABLENDEF INIT IONEN 

Abhängige Variablen 

Die drei abhängigen Variablen messen wirtschaftliche Performance auf Jahresbasis. Sie werden vor der 

Schätzung auf das 1. und 99. Perzentil winsorisiert, um den Einfluss extremer Ausreißer zu begrenzen. 

Variable Bezeichnung Skala Quelle Definition / Inhalt 

gdp_growth_pct BIP-Wachstum %, p.a. WB/PWT Reales BIP-Wachstum pro Kopf in 

Prozent (konstante Preise 2015, 
USD). Zentrales Maß wirtschaftlicher 

Dynamik. Quelle: World Bank WDI / 

Penn World Tables. 

tfp_growth_pct TFP-Wachstum %, p.a. PWT Wachstumsrate der totalen Faktor

produktivität (TFP) in Prozent. Misst 
den Teil des Outputwachstums, der 

nicht durch Kapital- oder Arbeitsin

tensivierung erklärt wird ("techni
scher Fortschritt und Effizienz"). 

Quelle: Penn World Tables 10.01, Va

riable ctfp. 

gfcf_pct_gdp Bruttoanlageinv. % BIP WB Bruttoanlageinvestitionen (Gross Fi

xed Capital Formation) als Anteil am 
BIP in Prozent. Erfasst Investitionen 

in Sachkapital (Maschinen, Ge

bäude, Infrastruktur). Quelle: World 
Bank WDI. 

 

Kontrollvariablen 

Die Basiskontrollen werden in allen Spezifikationen eingeschlossen. Alle Kontrollvariablen werden eben

falls auf das 1./99. Perzentil winsorisiert. 

Basiskontrollen (immer enthalten) 

Variable Bezeichnung Skala Quelle Definition / Inhalt 

ln_gdp_pc Log BIP pro Kopf log USD WB/PWT Natürlicher Logarithmus des realen 

BIP pro Kopf (konstante USD 2015). 
Kontrolliert für das Ausgangsniveau 
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Unabhängige Variablen 

Fraser EFW-Index 

Alle EFW-Variablen stammen aus dem Economic Freedom of the World Annual Report des Fraser Insti

tute (Gwartney et al., 2023). Skala 0-10, wobei höhere Werte mehr wirtschaftliche Freiheit bedeuten. Für 

die Regression werden die Variablen umgekehrt (mit -1 multipliziert) und z-standardisiert, sodass ein 

höher Wert mehr Regulierung bedeutet.  

Bereich 1: Staatsgröße 

Variable Bezeichnung Skala Quelle Definition / Inhalt 

efw_1b_transfers_subsi
dies 

Transfers & Subven
tionen 

0-10 EFW 
1B 

Staatliche Transfers, Subventionen 
und sonstige Umverteilungsausgaben 

gemessen als Anteil am BIP, umge

kehrt skaliert: niedriger Wert = hohe 
Transfers = mehr Umverteilung. Er

fasst die Größe des Umverteilungs

staates unabhängig von der reinen 
Staatskonsum-Quote. Komponente 

des Bereichs "Staatsgröße" im EFW. 

 

Bereich 2: Rechtssystem und Eigentumsrechte 

Variable Bezeichnung Skala Quelle Definition / Inhalt 

efw_2b_impartial_courts Unparteiische Ge

richte 
0-10 EFW 

2B 
Befragungsbasierter Index (World 

Economic Forum Executive Opinion 

Survey): Inwieweit ist das Justizsys
tem frei von politischem Einfluss und 

Korruption? Höher = unparteiischere 

Gerichte = stärkere Rechtssicherheit. 

efw_2c_property_rights Eigentumsrechte 0-10 EFW 

2C 
Befragungsbasiert: Stärke des rechtli

chen Schutzes von Eigentumsrech
ten, einschließlich geistigen Eigen

tums. Hohe Eigentumsrechte sind 

eine Grundvoraussetzung für Investiti

onen und wirtschaftliche Aktivität. 


